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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Bonn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
279. Sitzung am 5. März 1965 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 12. Februar 1965 verab- 
schiedeten 


Ausländergesetzes 
— ’ Drucksachen I\7868, lV/3013 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Lemke 

Vizepräsident 


Bonn, den 5. März 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 16. Februar 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Lemke 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 

Ausländergesetz 


1. Zu § 2 

a) Absatz 3 ist wie folgt zu ergänzen: 

„ , wenn hierdurch die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung nicht gefährdet wird." 

Begründung 

Die Wiederherstellung der Regierungsvorlage 
(§ 5 Abs. 2) ist im Hinblick auf die erforderliche 
Konkretisierung der Ermächtigung im Sinne von 
Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 GG geboten. 

b) Absatz 4 ist wie folgt zu ergänzen: 

„ , wenn die Belange der Bundesrepublik Deutsch- 
land es erfordern." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf Artikel 80 
Abs. 1 Satz 2 GG; vgl. auch § 5 Abs. 2. 

2. Zu § 6 

In Absatz 2 sind hinter dem Wort „eingeschränkt" 
die Worte „oder untersagt" einzufügen. 

Begründung 

Im Hinblick darauf, daß nicht unzweifelhaft ist, ob 
durch den Begriff der Einschränkung die Untersa- 
gung mit erfaßt wird, erscheint die ausdrückliche Er- 
wähnung angezeigt. 

3. Zu § 9 

In Absatz 1 ist der letzte Satz wie folgt zu fassen: 

„Nummer 2 ist auf Asylberechtigte (§ 28) mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der Staats- 
angehörigkeit die Anerkennung als Asylberechtigter 
tritt." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung des Personenkreises im Hin- 
blick auf § 28 Nr. 2 und § 37. 

4. Zu § 11 

Absatz 2 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(2) Ausländer, die als Asylberechtigte gemäß 
§ 28 Nr. 1 oder 2 anerkannt worden sind und heimat- 
lose Ausländer können . . .". 

Begründung 

Es besteht keine Veranlassung, den verstärkten Aus- 
weisungsschutz denjenigen ausländischen Flüchtlin- 
gen zukommen zu lassen, die bereits in einem ande- 


ren Land als politischer Flüchtling anerkannt wor- 
den sind oder Schutz vor Verfolgung gefunden 
haben. 


5. Zu § 14 

a) In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „eines beson- 
ders schweren Verbrechens" durch die Worte 
„einer besonders schweren Straftat" zu ersetzen. 

Begründung 

Der gewählte Ausdruck gibt am besten den Ge- 
halt der authentischen englischen und französi- 
schen Texte des Artikels 33 Abs. 2 der Genfer 
Konvention wieder. 

b) In Absatz 1 Satz 2 ist der Klammerzusatz wie 
folgt zu fassen: 

„(Artikel 33 Abs. 2 des Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951, 
Bundesgesetzbl. 1953 II S. 559)." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 9. 


6. Zu § 17 

Absatz 2 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Bundesminister des Innern oder die von 
ihm durch Rechtsverordnung bestimmte Bundesober- 
behörde kann Ausländer, die . , .". 

Begründung 

Die nach § 17 Abs. 2 vom Bundesminister des Innern 
zu bestimmenden Stellen können nur Bundesoberbe- 
hörden sein. 

Die Delegation kann im Hinblick auf Artikel 87 
Abs. 3 Satz 1 GG nur durch Rechtsverordnung er- 
folgen. 


7. Zu § 21 

a) In Absatz 1 Satz 1 ist das Wort „Sichtvermerk" 
durch das Wort „ Aufenhaltserlaubnis" zu erset- 
zen. 

Begründung 

Im Hinblick auf die Neufassung des § 5 Abs. 2 
durch den Bundestag wäre ohne diese Änderung 
die Anzeigepflicht der mit der Aufenthaltserlaub- 
nis einreisenden Ausländer nicht gewährleistet. 
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b) In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „ohne Sichtver- 
merk" durch die Worte „ohne eine solche" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Ebenfalls notwendige Folgerung aus der Neufas- 
sung des § 5 Abs. 2. 

8. Zu § 26 

a) In Absatz 1 sind die Worte „bedürfen der Zu- 
stimmung des Bundesministers des Innern" durch 
die Worte „ergehen im Benehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern" zu ersetzen. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 sind die Worte „der Zustim- 
mung des Bundesministers des Innern" durch die 
Worte „des Benehmens mit dem Bundesminister 
des Innern" zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Die Bindung der Ausländerbehörden der Länder 
an die Zustimmung des Bundesministers des In- 
nern würde eine verfassungsrechtlich nicht zu- 
lässige Mischverwaltung darstellen. Es ist zu be- 
rücksichtigen, daß der Bundesminister des Innern 
auch durch das Benehmen mit den Ausländerbe- 
hörden Kenntnis von den beabsichtigten Maß- 
nahmen erhält und die Bundesregierung erfor- 
derlichenfalls von ihrer Weisungsbefugnis nach 
§ 25 des Gesetzes Gebrauch machen kann. 

Die vorgesehene Zustimmung des Bundesmini- 
sters des Innern erscheint darüber hinaus auch 
unter verfassungspolitischen Gesichtspunkten für 
die Länder untragbar und von der Sache her nicht 
notwendig. 

9. Zu § 44 

In § 44 ist folgender neuer Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die 
Rechtsstellung der nach § 28 anerkannten Ausländer 
in anderen Vorschriften dieses Gesetzes günstiger 
geregelt wird." 


Begründung 

Die bloße Verweisung in § 44 Abs. 2 auf Artikel 32 
und 33 des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge ist auch bei restriktiver Auslegung des 
Asyl-Begriffs falsch, weil sie für die als asylberech- 
tigt anerkannten politisch Verfolgten eine Ver- 
schlechterung gegenüber den §§ 11, 14 des Gesetzes 
bedeuten würde. Der Bundestag hat diese Vorschrif- 
ten, die im Regierungsentwurf mit den Artikeln 32 
und 33 des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge übereinstimmen, „asylfreundlicher" ge- 
staltet. Diese „Vergünstigungen" der §§ 11, 14 wer- 
den den als asylberechtigt anerkannten politisch 
Verfolgten durch die bloße Verweisung auf das Ab- 
kommen in § 44 Abs. 2 wieder entzogen. Das gleiche 
j gilt gemäß § 44 Abs. 1 auch für die als asylberech- 
I tigt anerkannten Flüchtlinge. 

10. Zu § 45 

In Satz 1 sind die Worte „als ausländischer Flücht- 
ling" zu streichen. 

Begründung 

Mit der Änderung wird deutlich, daß der gesamte 
Personenkreis des § 28 zu erfassen ist. 

11. Zu § 55 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
am 1. Oktober 1965 in Kraft. § 2 Abs. 3 und 4, § 3 
Abs. 2, § 5 Abs. 2, § 20 Abs. 1 Satz 3, § 24 Abs. 1, 
§ 26 Abs. 2, § 29 Abs. 3 und § 48 Abs. 6 sowie die 
Ermächtigungen in § 20 Abs. 3 zweiter Halbsatz und 
§ 27 treten am Tage nach der Verkündung des Ge- 
setzes in Kraft." 

Begründung 

I Das Gesetz ist ohne die in den angeführten Para- 
i graphen vorgesehenen Vorschriften nicht prakti- 
I kabel. Die Neufassung des Absatzes 1 soll deshalb 
' sicherstellen, daß diese Vorschriften zugleich mit 
dem Gesetz in Kraft treten können. 
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